
der Abgeordneten Cornelia Ecker, 

Genossinnen und Genossen 

Entschließungsantrag 

betreffend: Vorbereitung eines nationalen Gaspreisdeckels bzw. einer Gaspreisbremse 

eingebracht im Zuge der Debatte zu TOP 23 Bericht des Ausschusses für W'irtschaft, Industrie 
und Energie über den Antrag 2829/A der Abgeordneten Tanja Graf, Lukas Hammer, Kolleginnen 
und Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz, mit dem die Begründung 
von Vorbelastungen durch den Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
genehmigt wird, und das Bundesgesetz über einen Energiekostenzuschuss für energieintensive 
Unternehmen (Unternehmens-Energiekostenzuschussgesetz - UEZG) geändert werden (1732 
d.B.) 

Die Bundesrepublik Deutschland hat ein, in der jüngeren Geschichte beispiellose, staatliche 
Intervention mit Preisobergrenzen für Gas- und Strom angekündigt. Die Deutschen werden 200 
Milliarden Euro investieren, um die Preise für Strom- und Gas massiv zu senken und zwar für die 
Menschen und die Wirtschaft. Die Summe entspricht 40% des deutschen Bundesbudgets und 
mehr als 5% des deutschen Bruttoinlandsprodukts. Es ist ein beispielloser Ei griff des Staates 
und zeigt, dass bei entschlossenem Eingriff in den Markt die Preise sehr wo 1 gesenkt werden 
können. Setzt die Regierung jenes Modell um, welches vom Expertengremi m vorgeschlagen 
wurde, wären die Energiekosten für Österreichs Wirtschaft drei- bis viermal so hoch, wie jene der 
Deutschen. Diese Situation ist unvorstellbar und darf niemals eintreten. 

Mit diesem Schritt Deutschlands sollte klar sein: Die von Vielen ersehnte europüische Lösung zur 
Deckelung der Energiepreise wird es entweder gar nicht, zu spät oder eben nicht mit der nötigen 
Konsequenz geben. 

Die österreichische und die deutsche Wirtschaft sind seit Jahrzehnten eng miteinander verwoben . 
Schon vor der Einführung des Euros haben wir unsere Währung an die D-Mark geknüpft. 30% 
der österreichischen Exporte gehen nach Deutschland. 

Nach der deutschen Entscheidung ist daher völlig klar: Wir brauchen einen Gaspreisdeckel auch 
für Österreich. Wenn wir das nicht tun, kommt es zu einer beispiellosen Abwanderung der 
österreichischen Industrie und dabei kann niemand mit Verantwortung tatenlos zusehen . 

Die SPÖ hat seit Wochen einen solchen, entschlossenen Markteingriff gefordert. 

Die Politik von Gutscheinen und Einmaizahlungen zur Bekämpfung der Inflation ist gescheitert. 
Wenn sich die österreichische Regierung das nicht eingesteht und endlich - wie in Deutschland 
- einen entschlossenen Eingriff mit Preisobergrenzen für Strom und Gas vornimmt, dann 
gefährden wir die österreichische Wirtschaft - von der Gastronomie, über den Bäcker bis hin zu 
unseren großen industriellen Leitbetrieben. Damit stehen in Österreich hunderttausende 
Arbeitsplätze auf dem Spiel. 

Uns allen wäre eine europäische Lösung natürlich lieber, aber selbst Deutschland glaubt nicht 
mehr daran oder zumindest nicht an eine Lösung, die rechtzeitig kommt, um irreparable Schäden 
von der deutschen Wirtschaft abzuwenden. 
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Wir fordern die österreichische Bundesregierung daher auf, sofort mit den Vorbereitungsarbeiten 
für einen nationalen Gaspreisdeckel zu beginnen. Wir können es uns nicht le sten Monate hinter 
der deutschen Entwicklung hinterherzuhinken. Die SPÖ hat einen Gaspreisdeckel vorgeschlagen, 
der uns in Österreich 9 Milliarden Euro kosten würde - das deutsche Modell würde inkl. der 
deutschen Strompreisbremse umgerechnet auf Österreich etwa 20 Millia rden Euro kosten. 
Gleichzeitig sollen Anreize zur Reduktion des Gasverbrauchs erha1ten bleiben . Die 
Bundesrepublik Deutschland steht nicht im Verdacht aus Jux und Tollerei so viel Geld 
auszugeben. Deutschland hat erkannt, dass es noch viel teurer wäre nichts zu tun. Es gibt für 
eine Volkswirtschaft nichts Teureres, als hunderttausende Arbeitsplätze zu verspielen. Aber 
genau das wird in Österreich passieren , wenn wir nicht sofort handeln. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher nachstehenden 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

„Die Bundesregierung wird - angesichts der aktuellen Entwicklungen in Deutschland -
aufgefordert, sofort mit den Vorbereitungshandlungen für einen nationalen Gaspreisdeckel bzw. 
eine nationale Gaspreisbremse zu beginnen und dem österreichischen Nationalrat so schnell wie 
möglich einen Gesetzesentwurf zuzuleiten, der geeignet ist, die Preise für Strom- und Gas für 
Haushalte, Wirtschaft und Industrie erheblich zu senken. " 
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